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Drucksache 1120 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Januar 1955 

6 — 65304 — 2984/54 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat auf Grund des § 1 Abs. 1 des Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs aus Anlaß der Errichtung des Gemein- 
samen Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
vom 20. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 131) die 

Siebente Verordnung über Zolltarif anderungen 
aus Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl 

vom 24. Dezember 1954 erlassen. Die Verordnung ist am 28. De- 
zember 1954 im Bundesgesetzblatt I S. 509 verkündet worden und 
mit Wirkung vom 29. Dezember 1954 in Kraft getreten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des vorbezeichneten Gesetzes 
einen auf der Ermächtigung -dieses Gesetzes beruhenden Verord- 
nungsentwurf nebst Begründung mit der Bitte um verfahrensmäßige 
Behandlung nach § 4 des Zolltarifgesetzes vom 16. August 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 527). 

Federführend ist der Bundesminister ider Finanzen. 

Den Verordnungsentwurf habe ich gleichzeitig dem Herrn Präsi- 
denten des Bundesrates übersandt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c, Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20. 



Entwurf einer Siebenten Verordnung 

über Zolltarifänderungen aus Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen Mark- 
tes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Auf Grund des § 1 des Gesetzes zur Ände- 
rung des Zolltarifs aus Anlaß der Errichtung 
des Gemeinsamen Marktes der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 
20. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 131) ver- 
ordnet die Bundesregierung, nachdem dem 
Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages: 

§ 1 

Der Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1951 1 S.531) 
in der zur Zeit geltenden Fassung wird mit 
Wirkung vom 1. August 1954 wie folgt ge- 
ändert: 

Die Allgemeine Anmerkung 5, Unterab- 
satz a, zu Kapitel 73 (Anmerkung zu den 
Nrn. 7313 und 7315) erhält folgende Fassung: 
„5. Anmerkung zu den Nrn. 7313 und 7315. 

Die ermäßigten Zollsätze von 4 Vo des Wertes für 
Waren im Rahmen von Zollkontingenten gelten 
a — für Elektrobledie der Nr. 7313 Abs. A — 2 
(erster Unterabsatz) und der Nr. 7315 Abs. 
B — 6 — a — 2 für eine Gesamtmenge von 
4300 t/‘. 

S 2 

Der Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1951 LS. 531) 
in der zur Zeit geltenden Fassung wird mit 


Wirkung vom 1. Januar 1955 wie folgt ge- 
ändert: 

1. Die Allgemeine Anmerkung 5, erster Ab- 
satz, zu Kapitel 73 (Anmerkung zu den 
Nrn. 7313 und 7315) erhält folgende 
Fassung: 

„5. Anmerkung zu den Nrn. 7313 und 7315. 

Die ermäßigten Zollsätze von 4 ®/o des Wertes 
für Waren im Rahmen von Zollkontingenten 
gelten 

a — für Elektrobledie der Nr. 7313 Abs. A — 2 
(erster Unterabsatz) und der Nr. 7315 
Abs. B — 6 — a — 2 für eine Gesamt- 
menge von 5000 t, 

b — für Waren aus legiertem Stahl mit einem 
Gehalt an Kohlenstoff von 0,90 ^/o bis 
1,15 Vo, an Chrom von 0,50 bis 2 o/q, 
auch mit einem Gehalt an Molybdän von 
0,50 oder weniger (Wälzlagerstahl) der 
Nr. 7315 Abs. B — -Ib — 1 — a und b 
(zweiter Unterabsatz), Abs. B — 1 ■ — b — 
2 — a und b, Abs. B — 4 — b — 1 
(zweiter Unterabsatz), 2 (zweiter Unter- 
absatz) und 3 (zweiter Unterabsatz) und 
Abs. B — 5 — a (dritter Unterabsatz) für 
eine Gesamtmenge von 3500 t.“ 

2. In der Tarif nummer 7313 (Bleche aus 
Elsen oder Stahl, warm oder kalt gewalzt) 
erhält der Abs. B - 1 - a - 1 folgende Fas- 
sung: 


Tarif- 

nummer 

Bezeichnung der Waren 

j 

Zollsatz ^/o 

1 für Waren , 
aus dem 
freien Ver- 
kehr der 
Europäischen 
Gemeinschaft 

des Wertes 

für andere 
Waren 

73 13 

B - andere Bleche: 

1 - nur warm gewalzt, nicht entzundert (dekapiert), 
mit einer Stärke: 

a - von 3 mm oder mehr und einer Festigkeit je 
mm^: 

1 - von weniger als 56 kg (EG) 

1 

frei 

18 


im Rahmen des Zollkontingeiits . . . 

1 

6 


2 


§ 3 

1. Die Änderung in § 1 gilt bis zum 31. De- 
zember 1954. 

2. Die Änderungen in § 2 Ziff. 1 gelten bis 
zum 30. Juni 1955. 

3. Der ermäßigte Zollsatz von 6 ®/o des 
Wertes für Waren Im Rahmen des Zoll- 
kontingents des § 1 der Vierten Verord- 
nung über Zolltarifänderungen aus Anlaß 
der Errichtung des Gemeinsamen Marktes 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (Zollkontingents- Verordnung) 
vom 27. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1068) gilt für Bleche der durch § 2 
Ziff. 2 dieser Verordnung geänderten 
Tarifnummer 7313-B-l-a-l bis zum 
31. August 1955. 

S 4 

Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

erläßt der Bundesminister der Finanzen. 
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Diese Verordnung gilt nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit 
§ 2 des Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs 
aus Anlaß der Erriditung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 20. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 131) auch im Land Berlin. 


S 6 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Siebente Verordnung über Zolltarif änderun- 
gen aus Anlaß der Erriditung des Gemein- 
samen Marktes der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl vom 24. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 509) außer 
Kraft. 


Begründung 


Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl beruht auf dem Gemeinsamen Markt. 
Er wurde für Kohle, Erz und Schrott am 
10. Februar 1953, für Massenstahl am 1. Mai 
1953 und für Edelstahl am 1. August 1954 
verwirklicht. 

Mit der Errichtung des Gemeinsamen Mark- 
tes wurden für den Verkehr Innerhalb der 
Gcmelnsdiaft die Zölle aufgehoben; gleich- 
zeitig wurden für die Einfuhr aus dritten 
Ländern die Zölle neu festgesetzt. 

Zu § 1 

Elektrobleche werden in der Europäischen Ge- 
meinschaft noch nicht in ausreichender Menge 
und Güte hergestellt. 

Die Vierte Verordnung über Zolltarifände- 
rungen vom 27. August 1953 hat deshalb 
auf Grund deutsch- französischer Vereinbarun- 
gen und mit ausdrücklicher Billigung der 
übrigen Vertragsländer zunächst für Elektro- 
bleche mit einem Wattverlust von mehr als 
0,75 Watt je kg aus Massenstahl — neben 
dem tarifmäßigen Zollsatz von 22 ®/o des 
Wertes — im Rahmen eines Zollkontingents 
den ermäßigten Zollsatz von 6 Vo des Wertes 
festgesetzt. Die Zollfreiheit für Elektrobleche 
aus Edelstahl blieb unberührt. 


Mit der Errichtung des Gemeinsamen Marktes 
für Edelstahl durch die Sechste Verordnung 
über Zolltarifänderungen vom 31. Juli 1954 
wurde für Elektrobleche mit einem Watt- 
verlust von mehr als 0,75 Watt je kg, jedoch 
nicht mehr als 2,3 Watt je kg der Zoll- 
tarifnr. 7313 -A -2 (Elektrobleche aus Massen- 
stahl) und der Zolltarifnr.- 7315-B-6-a-2 
(Elektrobleche aus Edelstahl) für ein weiteres 
Zollkontingent von 4000 t der ermäßigte 
Zollsatz von 4 Vo des Wertes für die Zeit vom 
1. August bis 31. Dezember 1954 festgesetzt. 
Der Bedarf der deutschen Elektrobleche ver- 
arbeitenden Industrie war im Rahmen dieses 
Kontingents jedoch nicht zu decken. Durch 
eine deutsch-französische Vereinbarung, die 
die Zustimmung der anderen Vertragsländer 
gefunden hat, wurde die Bundesrepublik er- 
mächtigt, dieses Zollkontingent für die Zeit 
vom 1. August bis zum 31. Dezember 1954 
nachträglich um 300 t auf 4300 t zu erhöhen. 

Zu § 2 Ziff. 1 

a) In deutsch-französischen Vereinbarungen 
wurde im Einvernehmen mit den übrigen 
Vertragsländern für die Zeit vom 1. Januar 
bis zum 30. Juni 1955 für Elektrobledie mit 
einem Wattverlust von mehr als 0,75 Watt 
je kg, jedoch nicht mehr als 2,3 Watt je kg 
ein Zollkontingent von 5000 t festgelegt. 
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b) Die Sechste Verordnung über Zolltarif- 
änderungen vom 31. Juli 1954 hat für Wälz- 
lagerstähle ein Zollkontingent von 3600 t 
für die Zeit vom 1. August bis zum 31. De- 
zember 1954 eingerichtet. Für das anschlie- 
ßende erste Halbjahr 1955 konnte in deutsch- 
französischen Vereinbarungen mit Zustim- 
mung der anderen Vertragsländer Überein- 
stimmung über ein Zollkontingent für Wälz- 
lagerstähle in Höhe von 3500 t erreicht 
werden. 


Zu § 2 ZIff. 2 

Bei der Errichtung des Gemeinsamen Marktes 
für Massenstahl am 1. Mai 1953 konnte der 
Bedarf an Schiffsblechen aus der Erzeugung 
der Europäischen Gemeinschaft nicht gedeckt 
werden. Es wurde deshalb beschlossen, bis zur 
Behebung dieser Mangellage, den Zollsatz für 
Schiffsbleche vorübergehend auf 3 ^/o des 
Wertes festzusetzen. 

Die Überprüfung der Versorgungslage am 
Jahresende 1954 hat ergeben, daß die Euro- 
päische Gemeinschaft ihren Bedarf an Schiffs- 
blechen nunmehr aus eigener Fertigung dek- 
ken kann. Sie hat dementsprechend beschlos- 
sen, den vorübergehend ermäßigten Zollsatz 
von 3 ^/o des Wertes für Schiffsbleche ab 

1. Januar 1955 aufzuheben. 

Schiffsbleche wurden vor Errichtung des Ge- 
meinsamen Marktes als „warm gewalzte 
Bleche mit einer Stärke von 3 mm oder mehr“ 
(Grobbleche) der Tarif nr. 7318-C-l-b mit 
20 ^/o des Wertes verzollt. Mit Errichtung des 
Gemeinsamen Marktes wurde für diese Bleche 
das Zolltarifschema nach Maßgabe der Ge- 
meinsamen Nomenklatur weiter aufgeteilt. 

Dabei wurden unter Zugrundelegung der 
französischen Zollsätze — als den „nadi Be- 
nelux nächst höheren Zollsätzen“ — autonom 
Zollsätze von 18 ^/o und 20 des Wertes 
festgesetzt. Danach ergab sich folgendes Zoll- 
tarifbild: 


aus 7313 -B: Bleche mit einer Festigkeit je 
mm^: 

1 - von weniger als 56 kg 18 ^/o 

2 - von 56 kg oder mehr 20 ^/o. 

Durch die Vierte Verordnung über Zolltarif- 
änderungen vom 27. August 1953 wurden im 
Rahmen des Zollkontingents für Massen- 
stähle die Zollsätze von 18 ^/o und 20 ^/o zeit- 
weilig auf 6 ^/o 'des Wertes gesenkt. Mit der 
Aufhebung des vorübergehend ermäßigten 
Zollsatzes von 3 ^/o des Wertes unterliegen 
Schiffsbleche ab 1. Januar 1955 im Rahmen 
des Zollkontingents dem zeitweilig ermäßig- 
ten Zollsatz von 6 ^/o des Wertes. 

Zu § 3 

Für Waren des Gemeinsamen Marktes der 
Europäischen Gemeinschaft können der Zoll- 
tarif und die Zollsätze nur im allseitigen Ein- 
vernehmen der Mitgliedsränder geändert 
werden. 

Der Koordinierungsausschuß in Luxemburg 
hat im Aufträge des Besonderen Ministerrates 
der Europäisdien Gemeinschaft am 7. Dezem- 
ber 1954 die in §§ 1 und 2 dieser Verordnung 
durchgeführten Zolländerungen beschlossen: 

1. Die nachträgliche Erhöhung des Zollkon- 
tingents für Elektrobleche nach § 1 soll 
für die Zeit vom 1. August bis zum 
31. Dezember 1954 gelten. 

2. Die Erhöhung des Zollkontingents für 
Elektrobleche und die Verringerung des 
Zollkontingents für Wälzlagerstähle des 
§ 2 Ziff. 1 sollen für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar bis zum 30. Juni 1955 gelten. 

3. Die Aufhebung des ermäßigten Zollsatzes 
von 3 ^/o für Schiffsbleche und die Fest- 
setzung des tarifmäßigen Zollsatzes von 
18®/o soll ab 1. Januar 1955 In Kraft 
treten. Die zeitweilige Ermäßigung dieses 
Zollsatzes im Rahmen des Zollkontingents 
auf 6 ^/o soll vom 1. Januar bis zum 
31. August 1955 gelten. 


4 



